
BUNDESGERICHTSHOF

n  zb 8/73 BESCHLUSS
in der Sache

des Rentners Helmut 
BrflBHi Weg M,

S c h

Klägers, Berufungsklägers 
und Beschwerdeführers,

- Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Rechtsanwälte Dr. 
Dr. flBfr und

g e g e n

1. den Kaufmann Willi W 
weg flP,

2. den Kaufmann Günther M 
O M H  V B t r a ß e  ■) K,

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Beschwerdegegner,

Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:



Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
17. November 1975 durch den Vorsitzenden Richter Stimpel 
und die Richter Dr. Schulze, Dr. Kellermann, Bundschuh 
und Dr. Skibbe

beschlossen:

Auf die sofortige Beschwerde des Klägers wird 
der Beschluß des 2. Zivilsenats des Hanseati­
schen Oberlandesgerichts in Bremen vom 
16. September 1975 aufgehoben.

Dem Kläger wird gegen die Versäumung der Frist 
zur Einlegung der Berufung gegen das Urteil 
der 4. Kammer für Handelssachen des Landge­
richts Bremen vom 14. Mai 1975 Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand gewährt.

G r ü n d e  :

I. Der Kläger hat gegen das ihm am 27. Mai 1975 
zugestellte Urteil des Landgerichts Bremen vom 14. Mai 
1975 am 30. Juni 1975 Berufung eingelegt und mit 
Schriftsatz vom 2. Juli 1975 - eingegangen am 3. Juli 
1975 - beantragt, ihm Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung der Berufungsfrist zu ge­
währen. Zur Begründung hat er vorgetragen und glaubhaft 
gemacht:
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Der Ablauf der Berufungsfrist sei ordnungsgemäß 
im Terminkalender vermerkt gewesen* Durch ein Verse­
hen des mit der Führung und Überwachung des Kalenders 
beauftragten Bürovorstehers Herbert SflP seien dem 
Prozeßbevollmächtigten des Klägers weder die Akten 
noch der Terminkalender am 27. Juni 1975 vorgelegt 
worden. S W B  sei seit rund 20 Jahren als Bürovorste­
her tätig und habe bisher seine Aufgaben, die von An­
fang an auch die Führung des Terminkalenders umfaßt 
habe, mit größter Sorgfalt erledigt. Am 27. Juni 1975 
seien gleichzeitig Rechtsanwalt HMB, der zweite Büro­
vorsteher und der Buchhalter in Urlaub gegangen. Suhr 
sei außerordentlich belastet gewesen; er habe sowohl 
den zweiten Bürovorsteher als auch den Buchhalter ver­
treten und deshalb am 27. Juni 1975 deren laufende 
Bürogeschäfte übernehmen müssen. Dies mache es erklär­
lich, daß er die Vorlage der Akten und des Terminka­
lenders versäumt habe.

Das Oberlandesgericht hat den Wiedereinsetzungs­
antrag als unbegründet abgelehnt und die Berufung als 
unzulässig verworfen.

II. Die hiergegen eingelegte sofortige Beschwerde 
ist begründet.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs kann sich ein Rechtsanwalt, der die erforderlichen 
Maßnahmen zur Einhaltung der Frist zur Einlegung der 
Berufung (Notierung im Fristenkalender, zuverlässige 
Auswahl und Überwachung des Büropersonals) getroffen 
hat, grundsätzlich auf die rechtzeitige Vorlage der Ak-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

ten durch den den Fristenkalender überwachenden Büro­
vorsteher verlassen. Entgegen der Auffassung des Be­
rufungsgerichts kann aus dem Umstand allein, daß der 
verantwortliche Bürovorsteher am 27. Juni 1975 die 
Geschäfte des zweiten Bürovorstehers und des Buchhal­
ters zu übernehmen hatte, keine Pflicht des Rechtsan­
walts hergeleitet werden, an diesem Tage besondere 
Vorkehrungen zu treffen, um die Wahrung der Berufungs­
frist sicherzustellen. Die Überwachung der im Termin­
kalender eingetragenen Fristen bedarf eines so gerin­
gen Büroaufwands, daß auch bei - vorübergehender - 
außergewöhnlicher Arbeitsbelastung kein Anlaß besteht, 
an die Sorgfaltspflicht des Rechtsanwalts weitergehen­
de Anforderungen zu stellen. Voraussetzung ist hierbei 
allerdings, daß kein konkreter Anhaltspunkt für die 
Annahme besteht, die allgemein getroffenen Maßnahmen 
könnten versagen. Das ist hier jedoch nicht der Fall 
und wird auch vom Berufungsgericht nicht angenommen. 
Darin, daß der Prozeßbevollmächtigte des Klägers erst 
am letzten Tage Berufung einlegen wollte, liegt kein 
Verschulden. Der Partei steht es frei, die vom Gesetz 
gegebenen Fristen voll auszunutzen (vgl. BGH, Beschl. 
v. 11. Juli 1962 - VIII ZB 18/62, LM ZPO § 233 /"Fc_7 
Nr. 20 Bl. 2).

Es kommt deshalb auf die vom Berufungsgericht 
offengelassene Frage an, ob der Kläger glaubhaft ge­
macht hat, daß Bürovorsteher Suhr hinsichtlich der ord­
nungsgemäßen Führung und Kontrolle des Terminkalenders 
sorgfältig überwacht worden ist. Der Vortrag des Prozeß 
bevollmächtigten und die eidesstattliche Versicherung 
Suhrs enthalten zwar keine ausdrücklichen Erklärungen



über die Kontrolle des Bürovorstehers. Aus ihnen ergibt 
sich jedoch, daß dem Prozeßbevollmächtigten regelmäßig 
der Terminkalender vorgelegt wird. Diese Angaben sind 
dahin zu verstehen, daß auch die rechtzeitige Vorlage 
der Akten einer laufenden Kontrolle unterzogen worden 
ist.

Der Kläger hat demnach hinreichend glaubhaft ge­
macht, daß die Versäumung der Berufungsfrist auf einem 
unabwendbaren Zufall im Sinne des § 233 ZPO beruht.
Auf seine Beschwerde ist der angefochtene Beschluß auf« 
zuheben und die nachgesuchte Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren.

Stimpel Dr. Schulze Dr. Kellermann

Bundschuh Dr. Skibbe
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